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Einleitung
Bildjournalismus ist heute Bestandteil des Medienwesens, zumal von Presse und Fernsehen. Die Bedeutung des Rechts am eigenen Bild liegt auf der Hand. Es erscheint keine Tageszeitung und es erfolgt keine Nachrichtensendung im Fernsehen, ohne daß dieses Recht in irgendeiner Weise berührt ist, sei es, daß es verletzt worden ist oder, in der Regel, die Abbildung nach einem der im Gesetz vorgesehenen Ausnahmetatbestände zulässig ist.

Die Rechtsprechung ist mit dieser Problematik befaßt, seit es Fotografen gibt. Die Einführung des Rechts am eigenen Bild geht auf einen Vorfall im Jahre 1898 zurück, als zwei Fotografen bei Nacht in das Sterbezimmer Otto von Bismarcks eindrangen und bei Magnesiumlicht Fotografien des verstorbenen Reichskanzlers anfertigten. Das Reichsgericht untersagte die Verbreitung der Fotografien gestützt auf das „Natürliche Rechtsgefühl“ sowie das verletzte Hausrecht der Angehörigen und damit gestützt auf konturenschwachen Rechtsgrundlagen.
 In Anbetracht der sich entwickelnden fotografischen Darstellungstechnik wurde 1907 das besondere Persönlichkeitsrecht des Schutzes der Bildanonymität im Kunsturhebergesetz (KUG ) verankert. Es ist inzwischen zu einer zentralen Rechtsgrundlage des Bildjournalismus in Presse und Fernsehen avanciert.

I. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht
Das Recht am eigenen Bild ist eine besondere Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts, das seine positivrechtliche Grundlage in Art. 1 Abs.1 und Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz ( GG ) hat :

Art. 1 Abs. 1 GG [ Menschenwürde ]

„ Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlicher Gewalt.“

Art. 2 Abs. 1 GG [ Allgemeines Freiheitsrecht ]

„ Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.“

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht gewährt der einzelnen Person das Recht, sein Leben gegen den Einblick der Öffentlichkeit abzuschirmen. Es schützt auch und gerade die Entwicklung und Wahrung der Individualität, eine autonome Lebensgestaltung und das Recht, in einem Privatbereich „für sich zu sein“, was das Recht am eigenen Bild einschließt.

Mit dem Tod der Person endet das Persönlichkeitsrecht nur in seiner die Handlungs- und Entfaltungsfreiheit der Person betreffenden Ausprägung. Die als Ausprägung der Menschenwürde bestehenden Schutzaspekte des allgemeinen Persönlichkeitsrechts bestehen über den Tod hinaus. Insbesondere das Andenken an den Verstorbenen und sein Lebensbild bleiben über den Tod hinaus geschützt.

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht gilt jedoch nicht absolut. Es findet seine Schranken überall dort, wo die Gemeinschaft, in der der einzelne lebt, ein berechtigtes Interesse hat, über sein Verhalten informiert zu werden.

II. Abwägung von Persönlichkeitsschutz und Medienfreiheit
Das Verhältnis zwischen dem individuellem Persönlichkeitsrecht und dem Informationsrecht der Massenmedien ist konfliktträchtig. Das Informationsrecht der Massenmedien basiert auf Art. 5 GG :

Art. 5 GG [ Meinungsfreiheit ]

( 1 )
„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu 

äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen 

ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der 

Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. 

Eine Zensur findet nicht statt.“

( 2 )
„Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der

 allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der 

Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre.“

( 3 ) 
„Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit 

der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.“

Wie sich aus Art. 5 Abs. 2 GG ergibt, wird das Grundrecht freier Berichterstattung durch Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen begrenzt durch die allgemeinen Gesetze. Dementsprechend schränkt auch das allgemeine Persönlichkeitsrecht die zulässige Berichterstattung ein. Andrerseits sind aber wiederum die freiheitsbeschränkenden Gesetze „im Lichte des Grundrechts“ zu interpretieren.
 Deshalb ist im Einzelfall abzuwägen, ob dem Persönlichkeitsrecht oder dem Grundrecht freier Berichterstattung Vorrang einzuräumen ist.

Ein Eingriff in das Persönlichkeitsrecht ist dann gerechtfertigt, wenn an der Berichterstattung ein allgemeines ( „öffentliches“ ) Informationsinteresse besteht, dessen Befriedigung von so großer Bedeutung für die Allgemeinheit ist, daß das Selbstbestimmungsrecht des einzelnen demgegenüber zurücktreten muß.
Ausgangspunkt für die Beurteilung der Frage, ob an einer Information ein öffentliches Interesse besteht, ist die vom Bundesverfassungsgericht wiederholt betonte Bedeutung der Massenmedien für den Bestand und die Entwicklung der freiheitlichen Demokratie. Diese Bedeutung beruht vor allem darauf, daß die Massenmedien dem einzelnen Bürger die Informationen vermitteln, die dieser benötigt um sich im politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Bereich auf vernünftige Weise eine eigene Meinung bilden und eigene Entscheidungen treffen zu können.

Ein öffentliches Informationsinteresse besteht deshalb an allen Informationen, die die sachliche Basis für die Meinungs- und Willensbildung des einzelnen vergrößern. Die bloße Neugier des Publikums, Voyeurismus und Sensationslust hingegen können als Rechtfertigungsgrund für eine Beschränkung des Persönlichkeitsschutzes nicht herangezogen werden.

Ob dem öffentlichen Informationsinteresse gegenüber dem Persönlichkeitsrecht des einzelnen der Vorrang einzuräumen ist, hängt von mehreren Faktoren ab :

Der Grad des öffentlichen Interesses ist gegen die Schwere des Eingriffs in das Persönlichkeitsrecht abzuwägen. Dabei kann auch von Bedeutung sein, ob der Betroffene durch sein eigenes Verhalten Anlaß zu kritischer Berichterstattung gegeben hat.

Der Grad des öffentlichen Informationsinteresses hängt davon ab, wie groß die Bedeutung der Information für einen wie großen Personenkreis ist. Je größer der Personenkreis, für den die Information von Bedeutung ist, und je größer die Bedeutung für den einzelnen, desto weiter muß der Persönlichkeitsschutz zurücktreten.
 

Für die Beurteilung der Schwere des Eingriffs in das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist es hilfreich zwischen folgenden Lebenssphären eines Menschen zu unterscheiden :

· Intimsphäre

· Privatsphäre

· Sozialsphäre

· Öffentlichkeitssphäre

Die Intimsphäre bezeichnet den Bereich der innersten Gefühls- und Gedankenwelt, einschließlich des Sexuallebens. Sie bildet den engsten Persönlichkeitsbereich und genießt den stärksten, absoluten Schutz. „ Selbst überwiegende Interessen der Allgemeinheit können einen Eingriff in den absolut geschützten Kernbereich privater Lebensführung nicht rechtfertigen; eine Abwägung nach Maßgabe des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes findet nicht statt.“
 Soweit die Betroffenen ihr Liebesleben nicht selbst öffentlich ausgebreitet haben, ist dessen Darstellung in den Massenmedien unzulässig.

Die Privatsphäre umfaßt das Leben des Menschen in seinem häuslichen, familiären Bereich und das sonstige, dem öffentlichen Einblick entzogene Privatleben. In diesem Bereich ist die Persönlichkeit vor öffentlicher Darstellung zu schützen, weil nur so die Basis erhalten werden kann auf der sich die Persönlichkeit entwickelt. Veröffentlichungen aus dieser Sphäre sind unzulässig, wenn nicht der Betroffene seine Einwilligung erteilt hat. Die Privatsphäre genießt jedoch keinen absoluten Schutz. Ist ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Mitteilung privater Angelegenheiten gegeben können Vorgänge aus dem Privatleben zum Gegenstand der Medienberichterstattung gemacht werden.

Der Sozialsphäre sind jene Lebensäußerungen zuzurechnen, die von anderen ohne weiteres wahrgenommen werden können, ohne daß der Betroffene sich jedoch der Öffentlichkeit bewußt zukehrt. So zum Beispiel bei der Teilnahme am Straßenverkehr, beim Kneipenbummel, aber auch bei der beruflichen Tätigkeit. Angesichts der Vielgestaltigkeit dieses Bereiches sind allgemeine Regeln zur Zulässigkeit der Berichterstattung aus der Sozialsphäre nicht ganz leicht zu entwickeln. Auf jeden Fall ist das Verhalten in der Sozialsphäre weniger geschützt als in der Privatsphäre.

Der Öffentlichkeitssphäre schließlich sind jene Lebensäußerungen zuzuordnen, mit denen sich jemand bewußt an die Öffentlichkeit wendet. Wer eine öffentliche Rede hält bewegt sich in der Öffentlichkeitssphäre und kann deshalb das allgemeine Persönlichkeitsrecht zum Schutz gegen wahrheitsgemäße Berichterstattung nicht in Anspruch nehmen.

III. Bildberichterstattung und Abbildungsschutz
Die rechtlichen Schranken der Bildberichterstattung lassen sich in vier Problemzonen aufteilen. Zum ersten sind Personen gegen die Verbreitung von Abbildungen, auf denen sie dargestellt sind durch das Recht am eigenen Bild besonders geschützt. Ferner gelten gesetzliche Fotografierverbote für die Aufnahme von militärischen Anlagen, Gerichtsverhandlungen und pornographischen Abbildungen

1. Das Recht am eigenen Bild
Das Recht am eigenen Bild garantiert das Kunsturhebergesetz ( KUG ) von 1907. Sachlich geht es um zwei Dinge, um die Aufnahme des Bildes und um dessen Verbreitung. Die Aufnahme, insbesondere die heimliche Aufnahme des Bildes einer Person betrifft deren allgemeines Persönlichkeitsrecht, die Verbreitung des Bildes das Recht am eigenen Bild. Die einschlägigen Vorschriften finden sich in den §§ 22 - 24 KUG. Danach bedarf die Veröffentlichung eines Bildnisses grundsätzlich der Einwilligung der Abgebildeten ( § 22 KUG ), sofern nicht einer der Ausnahmetatbestände ( § 23 und 24 KUG ) vorliegt.

§ 22 KUG [ Recht am eigenen Bild ]

„ Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablauf von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im Sinne des Gesetzes sind der überlebende Ehegatte und die Kinder des Abgebildeten, und wenn weder ein Ehegatte noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten.“

Der aus § 22 KUG folgende Schutz bleibt auf die Bundesrepublik Deutschland beschränkt.

1.1 Bildnis
Für die Frage, ob ein „Bildnis“ im Sinne des § 22 KUG vorliegt, ist entscheidend, ob auf der Abbildung eine oder mehrere Personen individuell erkennbar sind.
 Auf die Form der Darstellung kommt es hingegen nicht an. Auch eine Zeichnung, selbst eine Karikatur, kommt in Betracht.

Der Bildnisbegriff setzt die Erkennbarkeit der abgebildeten Person voraus. Für die Erkennbarkeit der abgebildeten Person reicht es aus, daß der Abgebildete begründeten Anlaß hat anzunehmen, daß er auf der Abbildung erkannt werden könnte. In der Regel sind es die Gesichtszüge, die einen Menschen erkennbar machen. Die Erkennbarkeit wird nicht unbedingt dadurch ausgeschlossen, daß die Augenpartie der abgebildeten Person durch einen Balken verdeckt ist. Es genügt, daß der Abgebildete durch Merkmale erkennbar ist, die gerade ihm eigen sind.

Die Erkennbarkeit auch für einen nur flüchtigen Betrachter wird nicht vorausgesetzt. Es genügt die Erkennbarkeit innerhalb des Bekanntenkreises. Ist der Abgebildete auf die Bildnisveröffentlichung angesprochen worden, bedeutet dies eine Bestätigung der Erkennbarkeit.

Wird bei der Veröffentlichung des Bildes einer Person durch Angabe des Namens mitgeteilt, wen das Bild darstellen soll, so liegt ein Bildnis im Sinne des    § 22 KUG selbst dann vor, wenn der Abgebildete auf dem Bild selbst nicht erkannt werden könnte.
 

Eine Besonderheit gilt für Nacktaufnahmen. Die Veröffentlichung von Nacktaufnahmen stellt nach einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs
           ( BGH ) auch dann, wenn der Betroffene nicht erkennbar ist, einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht dar. Laut BGH kommt noch hinzu „ daß der Betroffene stets mit der Möglichkeit einer Aufdeckung seiner Anonymität durch den Verletzer rechnen muß und damit dem Gefühl des Preisgegebenseins und der Abhängigkeit unterworfen ist. Die eigenmächtige Herbeiführung einer solchen Lage kann um der Menschenwürde und der freien, eigenverantwortlichen Persönlichkeitsentfaltung willen nicht gestattet sein.“

1.2. Einwilligung
Laut § 22 S. 1 KUG ist die Verbreitung oder öffentliche Ausstellung eines Bildnisses grundsätzlich nur zulässig, wenn der oder die Abgebildete einwilligt. Die Erklärung der Einwilligung ist an keine bestimmte Form gebunden. Sie kann vor, während oder nach der Aufnahme, schriftlich, mündlich, durch Zeichen oder durch schlüssiges Verhalten erfolgen.

Die Beweislast für eine rechtswirksam erklärte Einwilligung trägt, wer die Abbildung verbreitet. Deshalb empfiehlt es sich die schriftliche Zustimmung einzuholen. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt ( § 22 S. 2 KUG ).

Das Recht am eigenen Bild endet nicht mit dem Tode des Abgebildeten. Wenn Ehegatte oder Kinder den Abgebildeten überleben, bedarf die Veröffentlichung noch zehn Jahre ihrer Zustimmung. Sind weder Ehegatten noch Kinder vorhanden, so ist während dieses Zeitraums die Zustimmung der Eltern erforderlich. Leben auch diese nicht mehr, ist die Veröffentlichung frei ( § 22 S. 3+4 KUG ).

Die Einwilligung des Abgebildeten rechtfertigt die Veröffentlichung im Einzelfall nur, wenn sie durch jene auch gedeckt ist. Die Reichweite einer Zustimmungserklärung ergibt sich aus dem Sinn und Zweck, den die beteiligten verfolgt haben. Beispielsweise muß sich eine Person, die der Veröffentlichung seines Nacktfotos in einem Biologiebuch zustimmte, nicht ohne weiteres gefallen lassen, daß dieses Foto Jahre später im Fernsehen ausgestrahlt wird.

Die Veröffentlichung von Bildnissen kann auch durch eine zeitlich uneingeschränkte Einwilligung erteilt werden mit der Maßgabe, daß der Fotograf die Zeitschriften aussuchen darf, in denen die Fotos veröffentlicht werden sollen - etwa gegen prozentuale Beteiligung des Abgebildeten an dem jeweiligen Veröffentlichungshonorar. Ein Widerruf einer solchen unbefristeten Einwilligung ist nur bei vorliegen eines wichtigen Grundes möglich. Das Recht zu einem Widerruf besteht dann, wenn die Weiterverwendung der Fotos infolge einer Wandlung der Persönlichkeit persönlichkeitsverletzend wäre. Wenn zum Beispiel eine 17jährige Schülerin am Meer von sich ein Busenfoto hat anfertigen lassen und sie dem Berufsfotografen die kommerzielle Verwendung gestattet hat, kann sie die Einwilligung drei Jahre später widerrufen, wenn das Foto für das Titelblatt eines Reiseprospektes verwendet werden soll, sie aber wegen einer neuen Partnerbindung ihre frühere Freizügigkeit inzwischen aufgegeben hat.

1.3. Ausnahmetatbestände nach § 23 I KUG
Auch ohne Einwilligung der Abgebildeten kann eine Bildnisveröffentlichung zulässig sein, wenn dieses dem Bereich der Zeitgeschichte entstammt, Personen nur als Beiwerk enthält, eine Versammlung darstellt oder einem höheren Interesse von Kunst oder Wissenschaft dient :

§ 23 KUG Abs. 1 [ Ausnahmen zu § 22 KUG ]

( 1 )
„Ohne die nach § 22 erforderliche Einwilligung dürfen verbreitet und 

zur Schau gestellt werden :

1.  Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte;

2.  Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonstigen Örtlichkeiten erscheinen;
3.  Bilder von Versammlungen, Aufzügen oder ähnlichen Vorgängen, an denen die dargestellten Personen teilgenommen haben;
4.  Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung und Zurschaustellung einem höheren Interesse der Kunst dient.
Hinter dieser gesetzlichen Regelung steckt dieselbe Wertung, die auch die Grenzen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts bestimmt : Das Interesse der Allgemeinheit an der Verbreitung oder öffentlichen Zurschaustellung eines Bildnisses verdrängt das Selbstbestimmungsrecht des Abgebildeten.

1.3.1. Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte ( § 23 I Nr.1 KUG )
§ 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG enthält die wahrscheinlich wichtigste Ausnahme vom Bildnisschutz. Danach dürfen Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte verbreitet und öffentlich zur Schau gestellt werden, wenn dem keine berechtigten Interessen des Abgebildeten entgegenstehen ( § 23 Abs. 2; siehe 1.4. ). Ein Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte liegt vor, wenn Abbildungsgegenstand eine Person der Zeitgeschichte ist.

Einem Vorschlag von Neumann-Duesberg
 folgend, hat sich in der Rechtsprechung die Auffassung durchgesetzt zwischen absoluten und relativen Personen der Zeitgeschichte zu unterscheiden :

a. ) Absolute Personen der Zeitgeschichte
Als absolute Personen der Zeitgeschichte bezeichnet Neumann-Duesberg Personen, bei denen an allen Vorgängen, die ihre Teilnahme am öffentlichen Leben ausmachen, ein Informationsinteresse besteht; ausgenommen ist nur das Privat- und Familienleben.

Durch ihre Stellung, ihr Verhalten und ihre Lebensweise kann eine Person so hervortreten, daß sie von absoluten zeitgeschichtlichen Interesse ist. Absolute Personen der Zeitgeschichte sind beispielsweise Spitzenpolitiker, „Stars“ der Unterhaltungsbranche ( Film, Musik und Fernsehen ) und Spitzensportler ebenso berühmte Dichter, Wissenschaftler oder Komponisten. Für Angehörige des Adels, die sich nicht in einer der genannten Funktionen gegenüber der Öffentlichkeit profiliert haben, kann das in einer demokratischen Gesellschaft Jahrzehnte nach Abschaffung der gesetzlichen Adelsprivilegien demgegenüber allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Familien nicht mehr angenommen werden.
 Bildnisse solcher Personen sind immer Bildnisse aus dem Bereich des Zeitgeschehens.

b. ) Relative Personen der Zeitgeschichte
Als relative Personen der Zeitgeschichte sieht Neumann-Duesberg Personen an, die lediglich in bezug auf ein bestimmtes Geschehen in das Blickfeld der Öffentlichkeit treten und allein insoweit ein sachentsprechendes Informationsinteresse erwecken. Ein sachliches Informationsinteresse an ihrem Leben besteht im übrigen nicht. Bildnisse solcher Personen sind nur dann solche der Zeitgeschichte, wenn sie sie im Zusammenhang mit dem zeitgeschichtlichen Ereignis darstellen.
 Dabei kann das Ereignis als solches positiver wie negativer Art sein.

Zu den relativen Personen der Zeitgeschichte zählen häufig die Beteiligten an spektakulären Strafprozessen, und zwar nicht nur die Straftäter selbst, sondern auch die übrigen Beteiligten wie Richter, Staatsanwälte, Verteidiger und Zeugen, in aller Regel aber nicht deren Angehörige. Das Recht zur Verbreitung des Bildnisses ist in aller Regel bei allen relativen Personen der Zeitgeschichte zeitlich befristet und erlischt, wenn das Interesse der Öffentlichkeit an dem Geschehen erlischt, mit dem sie in Verbindung standen.

Personen, die ohne eigenes Zutun in einen Vorfall verwickelt sind, an dessen Berichterstattung ein öffentliches Interesse besteht ( z.B. Unfallzeugen, Verbrechensopfer ) können im allgemeinen nicht als relative Person der Zeitgeschichte angesehen werden.

Familienangehörige, Lebensgefährten oder „vertraute Begleiter/innen“ von absoluten Personen der Zeitgeschichte müssen sich beim Bildnisschutz zumindest dann wie eine relative Person der Zeitgeschichte behandeln lassen, wenn sie mit diesem bereits öffentlich aufgetreten sind oder der ( die ) prominente Lebensgefährte ( in ) die Identität der ( des ) Abgebildeten bereits öffentlich preisgegeben hat. Nach Beendigung einer solchen Beziehung verschwindet das öffentliche Interesse allerdings an der Verbreitung solcher Aufnahmen allmählich wieder.
 

Die frühere Freundin des Tennisstars Boris Becker mußte es daher nicht hinnehmen, daß sie nach Beendigung der Beziehung im Rahmen eines Filmes über Boris Becker gezeigt wurde.

Inwieweit sonstige Umstände einen Menschen zur Person der Zeitgeschichte machen, ist aufgrund einer Interessenabwägung zu ermitteln.

1.3.2. Personen als Beiwerk ( § 23 I Nr.2 KUG )
Bilder einer Landschaft auf denen Personen nur als „Beiwerk“ erscheinen, dürfen grundsätzlich auch ohne Einwilligung der Abgebildeten verbreitet werden        ( § 23 Abs.1 Nr.2 KUG ). Maßgeblich für die Erfüllung dieser Voraussetzung ist der Gesamteindruck, den das Bild vermittelt. Ein solcher Fall liegt vor, wenn der Gesamteindruck durch die Darstellung einer bestimmten Örtlichkeit geprägt wird und die Personenabbildung derart untergeordnet ist, das sie auch entfallen könnte, ohne daß sich der Charakter des Bildes wesentlich veränderte. Laut einem Urteil des OLG Frankfurt von 1984 ändert sich an dieser Beurteilung auch nichts, wenn daß Foto ohne die Abbildung von Personen keine lebendige Ausstrahlungskraft haben würde. Als Bilder im Sinne des § 23 Abs.1 Nr. 2 KUG kommen zum Beispiel in Betracht :

· Darstellung einer Fußgängerzone mit Passanten

· Aufnahme eines Fabrikgeländes auf dem ein Werksangehöriger steht

· Aufnahme eines Universitätscampus, auf dem Studenten herumlaufen

Entscheidend ist, daß die abgebildeten Personen nicht so im Vordergrund der Abbildung stehen, daß sie sogleich den Blick des Betrachters auf sich ziehen.

1.3.3. Bilder von Versammlungen und Aufzügen ( § 23 I Nr.3 KUG )

Die Voraussetzungen des § 23 Abs.1 Nr.2 KUG stimmen mit denen von § 23 Abs.1 Nr.3 KUG insofern überein, als auch hier Abbildungen vorausgesetzt werden, die nicht einzelne Personen zeigen, sondern einen Vorgang. Versammlungen und Aufzüge ( Demonstrationen, Prozessionen, Festzüge u.ä. ) sind solche Vorgänge und dadurch gekennzeichnet, daß Personen zu einem gemeinsamen Zweck zusammenkommen. Als ein „ähnlicher Vorgang“ ist auch eine zufällige Menschenansammlung anzusehen. Bilder von solchen Vorgängen dürfen ohne Einwilligung der Abgebildeten veröffentlicht werden.

Auch hier kommt es also wieder entscheidend auf den Gesamteindruck an. Gegenstand des Bildes muß die Menschensammlung als solche sein. Fotos von einzelnen Versammlungsteilnehmern erfüllen diese Voraussetzung nicht.

1.3.4. Kunst und Wissenschaft ( § 23 I Nr.4 KUG )

Nach § 23 Abs.1 Nr.4 KUG tritt der Bildnisschutz auch zurück, wenn die Verbreitung oder Zurschaustellung eines nicht auf Bestellung angefertigten Bildnisses einem höheren Interesse der Kunst dient.

Die Anwendung dieser Vorschrift kommt vor allem bei der Wiedergabe künstlerisch gestalteter Objekte ( Plastik, Grafik, Zeichnungen, Gemälde u.ä. ) in Betracht.

Soweit es sich um die Verbreitung zu wissenschaftlichen Zwecken handelt, kommen insbesonder Abbildungen von Kranken in medizinischen Lehrbüchern in Betracht.

Die praktische Bedeutung des § 23 I Nr.4 KUG ist bislang gering geblieben.

1.4. Verletzung eines berechtigten Interesses nach § 23 II KUG
Die Befugnis, ein Bildnis ohne Einwilligung des Abgebildeten zu veröffentlichen, wenn einer der zuvor genannten Ausnahmetatbestände vorliegt, gilt jedoch nicht ohne Einschränkung. § 23 Abs.2 KUG stellt klar daß die Verbreitung von Aufnahmen durch die ein berechtigtes Interesse des Abgebildeten oder - im Falle seines Todes - der Angehörigen verletzt wird, stets unzulässig ist.

§ 23 Abs. 2 KUG

( 2 )
„Die Befugnis erstreckt sich jedoch nicht auf eine Verbreitung und 

Schaustellung, durch die ein berechtigtes Interesse des Abgebildeten 

oder, falls dieser verstorben ist, seiner Angehörigen verletzt wird.“

Um den Sinn dieser Regelung erfassen zu können, durch die die Ausnahmeregelung des § 23 I KUG wiederum eingeschränkt wird muß man sich vor Augen halten, daß die gesetzliche Regelung des Rechts am eigenen Bild dem Ziel dient, daß Spannungsverhältnis zwischen individuellem Persönlichkeitsschutz und öffentlichen Informationsinteresse auszugleichen.

Dazu wurde zunächst als allgemeine Regel bestimmt, daß die Abbildung individuell erkennbarer Personen nur mit deren Zustimmung veröffentlicht werden darf ( § 22 KUG ). Damit durch diese Regelung die Wahrnehmung öffentlicher Informationsinteressen nicht übermäßig behindert wird, wurden dann jedoch eine Reihe von Ausnahmetatbeständen ( § 23 I KUG ) festgelegt, bei deren Vorliegen dem Persönlichkeitsschutz ( Art.2 GG ) gegenüber der Berichterstattungsfreiheit ( Art.5 GG ) nur untergeordnete Bedeutung zukommt. Um Unzuträglichkeiten, die sich aus der Typisierung für den Persönlichkeitsschutz ergeben können, zu vermeiden, wurde schließlich in § 23 II KUG bestimmt, daß in den Fällen in denen das Interesse des Abgebildeten, die Verbreitung des Bildnisses zu verhindern, schutzwürdiger ist als das Informationsinteresse der Allgemeinheit, auf seine Einwilligung nicht verzichtet werden kann.

Ein solcher Fall liegt beispielsweise vor, wenn Fotos, auf denen Personen der Zeitgeschichte abgebildet sind, nicht zur Befriedigung eines allgemeinen Informationsinteresse, sondern zu Werbezwecken eingesetzt werden. Laut dem BGH NJW von 1971 hat „nur der Abgebildete, auch wenn er Person der Zeitgeschichte ist, darüber zu bestimmen, ob er sein Bild zu Werbungszwecken zur Verfügung stellt.“

Ausnahmen hierzu sind jedoch möglich. So ist die Abbildung einer Person der Zeitgeschichte auf dem Titelblatt einer Zeitschrift und die Werbung für die betreffende Zeitschrift im Rahmen einer Anzeige oder Plakat noch durch den Informationszweck gedeckt. Erlaubt ist es auch, das Bild eines bekannten Fußballspielers als Deckblatt eines Fußballkalenders zu verwenden, in dem „die Bewegungsdynamik kampfbetonter Aktionen in herausgehobenen Fußballspielen“ gezeigt wird.
 Auch Boris Becker mußte seine Darstellung „in Aktion“ auf dem Schutzumschlag eines Tennislehrbuchs dulden, das sich an den unterschiedlichen Schlagtechniken bekannter Tennisspieler orientiert.
 Demgegenüber bedarf derjenige, der Einzelbildnisse von Fußballspielern für Sammelalben gewerbsmäßig vertreibt, der Einwilligung der Abgebildeten.

Ein überwiegendes Schutzbedürfnis des Abgebildeten liegt ferner vor bei Bildern, die seine Privat- oder Intimsphäre berühren. Die Veröffentlichung von heimlich geschossenen Fotos, die den Abgebildeten in seinem Privatbereich zeigen, verletzen grundsätzlich dessen berechtigtes Interesse in seiner Privatsphäre unbeobachtet zu bleiben. Dasselbe gilt natürlich auch für heimlich hergestellte Nacktaufnahmen ( siehe Seite 8 ). 

Fotos einer Leiche sind ebenfalls geeignet, berechtigte Interessen der Angehörigen zu verletzen. Solche Fotos dürfen ohne die Zustimmung der Angehörigen deshalb nur dann veröffentlicht werden, wenn der Tod und seine Begleitumstände Teil eines Ereignisses sind, das ein berechtigtes Informationsinteresse der Öffentlichkeit hervorgerufen hat und wenn sich dieses berechtigte Interesse gerade auch auf den Tod selbst richtet.

Berechtigte Interessen des Abgebildeten sind ferner verletzt, wenn die Veröffentlichung seines Bildes verbunden mit einer konkreten Gefahr für Körper und Leib ist. Das kann beispielsweise der Fall sein, wenn die Preisgabe der Identität eines Belastungszeugen in einem Strafverfahren diesen gefährdet.

Im übrigen können sich Personen der Zeitgeschichte nach herrschender Ansicht gegen die Verbreitung von Fotos nicht zur Wehr setzen, die sie in der      Sozialsphäre zeigen. Das soll auch für „banale“ Situationen gelten, an denen ein besonderes öffentliches Informationsinteresse nicht zu erkennen ist.
 Ob diese Rechtsprechung angesichts der Beeinträchtigungen, die für die Betroffenen damit verbunden sind, daß sie ständig durch Fotografen „belauert“ werden, wirklich sachgerecht ist, darf bezweifelt werden.

1.5. Ausnahmen im öffentlichen Interesse nach § 24 KUG
Gemäß § 24 KUG ist den zuständigen Behörden „für Zwecke der Rechtspflege und der öffentlichen Sicherheit“ die Veröffentlichung von Bildnissen auch ohne Einwilligung des Abgebildeten gestattet.

§ 24 KUG [ Ausnahmen im öffentlichen Interesse ]

„Für Zwecke der Rechtspflege und der öffentlichen Sicherheit dürfen von den Behörden Bildnisse ohne Einwilligung des Berechtigten sowie des Abgebildeten oder seiner Angehörigen vervielfältigt, verbreitet und öffentlich zur Schau gestellt werden.“

Eine solche Veröffentlichung setzt jedoch eine Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse an einer wirksamen Strafverfolgung einerseits und dem schutzwürdigen Interesse des Betroffenen andererseits voraus. Sie kommt daher nach Ansicht des OLG Hamm „ in aller Regel nur dann in Betracht, wenn dringender Tatverdacht wegen einer schwerwiegenden Straftat besteht “.
 In einem solchen Fall ist auch die Verbreitung von Fahndungsfotos durch die Massenmedien zulässig, soweit sie auf Veranlassung der Strafverfolgungsbehörden geschieht.

1.6.  Rechtsfolgen der Verletzung des Rechts am eigenen Bild
Die vorsätzliche Verletzung des Rechts am eigenen Bild ist eine strafbare Handlung, die jedoch nur auf Antrag des Abgebildeten ( bzw. nach dessen Tod seiner Angehörigen ) verfolgt wird. Sie kann mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe geahndet werden ( § 33 KUG ).

Daneben kommen Bereicherungs- und Schadenersatzansprüche in Betracht.

2. Gesetzliche Fotografierverbote
2.1. Militärische Anlagen

Nach § 5 Abs. 2 des Schutzbereichsgesetzes vom 7.12.1956 ist es unzulässig, ein als Schutzbereich gekennzeichnetes Gebiet oder seine Anlagen ganz oder teilweise ohne Genehmigung zu fotografieren oder Zeichnungen, Skizzen oder andere bildliche Darstellungen davon anzufertigen. Die Bundeswehr kann zur Wahrung der Sicherheit und Ordnung nach dem „Gesetz über die Anwendung unmittelbaren Zwanges durch die Bundeswehr“ ( UZwGBw ) allgemeine Anordnungen erlassen, die das Fotografieren militärischer Objekte verbieten. Ein sicherheitsgefährdendes Abbilden ist nach § 109 g StGB strafbar.

2.2. Gerichtsverhandlungen
Während einer Gerichtsverhandlung sind Ton-, Film- und Fernsehaufnahmen zu Veröffentlichungszwecken unzulässig ( § 169 GVG ). Das gesetzliche Verbot bezieht sich jedoch nur auf die Verhandlung selbst, nicht generell auf Aufnahmen im Gerichtsgebäude oder Verhandlungsraum, z.B. vor oder nach der Verhandlung bzw. in Verhandlungspausen. Die Fotografierfreiheit im Gerichtsgebäude und im Verhandlungsraum kann jedoch durch den Gerichtspräsidenten bzw. den Vorsitzenden des Spruchkörpers, der das Hausrecht innehat, eingeschränkt werden, soweit dies zur Wahrung der Funktionsfähigkeit des Gerichts oder zum Schutz der Beteiligten geboten erscheint.

2.3. Pornografie

Pornografische Fotos, die Gewalttätigkeiten, den sexuellen Mißbrauch von Kindern oder sexuelle Handlungen von Menschen mit Tieren zum Gegenstand haben, dürfen nicht zum Zwecke der Verbreitung, öffentliche Ausstellung oder Vorführung angefertigt werden ( § 184 Abs. 3 StGB ).

Zusammenfassung
Das Recht am eigenen Bild garantiert das Kunsturhebergesetz ( KUG ) von 1907 und ist eine besondere Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Es beruht auf einem dreistufigen Regelungsaufbau. Bildnisse dürfen grundsätzlich nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden ( § 22 KUG ). Ausnahmen vom Einwilligungserfordernis sind in § 23 Abs. 1 KUG vorgesehen. Danach dürfen insbesondere Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte ohne Einwilligung verbreitet werden. Die Ausnahmen vom Einwilligungserfordernis stehen allerdings unter dem Vorbehalt, daß nicht berechtigte Interessen des Abgebildeten oder seiner Angehörigen verletzt werden ( § 23 Abs. 2 KUG ). Ein solches Schutzinteresse des Abgebildeten wird zurecht anerkannt bei Bildern aus der Privat- und Intimsphäre. Die Veröffentlichung von Nacktaufnahmen verletzt ebenfalls berechtigte Interessen des Abgebildeten.

Eine präzise Angabe des Umfangs des Bildnisschutzes ist auch nach mehr als acht Jahrzehnten Anwendungspraxis mit dem KUG und seinen Ausnahmen nicht ohne weiteres möglich. Insbesondere das Merkmal der zeitgeschichtlichen Bedeutung des wiedergegeben Geschehens bzw. der abgebildeten Person hat eine Vielzahl unterschiedlicher Deutungen erfahren. 

Die jüngere Rechtsprechung geht dazu über den Umfang und die Reichweite des persönlichkeitsrechtlichen Bildnisschutzes im Wege einer Abwägung zwischen dem verfasssungsrechtlich geschützten Interessenbereichen zu bestimmen. Vor diesem Hintergrund hat sich eine Praxis der Bildberichterstattung in den Medien entwickelt, die die Persönlichkeitsschutzinteressen spürbar tangieren. Es bestehen praktisch keinerlei unverbrüchliche Schranken zugunsten des Rechts am eigenen Bild mehr.
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